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Sachverhalt und Anträge 

Für die am 19. Januar 1981 ohne Inanspruchnabme einer Pri-
orität unter Bennennung von 10 Vertragsstaaten (einschl. 

DE, CH und FL) eingereichte europäische Patentanmeldung 
Nr. 81 730 007.2 zahite der BeschwerdefUhrer rechtzeitig 

und in voller Höhe die Anmelde- und RecherchengebUhr sowie 
Anspruchsgebühren für 7 PatentansprUche. Der europäische 
RecherchenberiCht wurde ibm am 15. Oktober 1981 zuge-
schickt. Am 18. Januar 1982 zahlte er die BenennungsgebUhr 
für die Bundesrepublik Deutschland zunächst in unzureichen-

der Höhe von DM 225,--; den durch Gebührenerhöhung beding-
ten Fehlbetrag von DM 35,-- glich er innerhaib der ibm 
hierfUr gesetzten Frist aus. 

Als Benennungsgebühren für 9 weitere Staaten zahite er ver-
spätet DM 2.340,-- sowie (rechtzeitig) den oben genannten 
Fehibetrag von DM 35,--, insgesaxnt also DM 2.375,--. Da der 

BeschwerdefUhrer die Vorstellung hatte, da3 die DM 2.340,--
rechtzeitig gezahit seien, wolite er gemäl3 eines Schreibens 
vom 14. Juni 1982 diese Sunime 8 ursprUnglich benannten Ver -

tragsstaaten zugerechnet haben und fUgte (urn auf die Zahi 9 
zu konunen), einen weiteren, ursprünglich nicht genannten 
Staat hinzu. Eine Auswahl tinter benannten Vertragsstaaten 

ninunt der Beschwerdeführer demnach in diesem Schreiben 
nicht vor. Durch Entscheidung vom 22. Juni 1982 ordnete die 
Eingangsstelle hingegen die vom BeschwerdefUhrer (auJ3er für 
DE) gezahlten DM 2.340,-- unter BerUcksichtigung des Zu-

schiags (also DM 260,-- + DM 130,-- = DM 390,-- je Staat) den 
sechs in jenem Schreiben zuerst genannten Staaten zu, unter 
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Wegfall der beiden zuletzt aufgefUhrten Staaten und des 
nachträglich benannteri Staats. In dieser Entscheidung der 
Eingangsstelle wurde darauf aufmerksam geinacht, da3 der An-
melder innerhaib von zwei Monaten eine Entscheidung gem. 
Regel 69 (2) beantragen könne, falls er mit der getroffenen 
Feststellung nicht einverstanden sei. Am 23. Juli 1982 ging 
"auf Verlangen" des BeschwerdefUhrers eine Bestâtigung 
einer Bank mit Arilage em, wOmit dargetan werden soilte, 
dal3 die Zahiung der DM 2.375,-- noch am letzten Tag der 
Frist zur zuschlagsfreien Zahiung der BenennungsgebUhren 

gezahit sein soilte. 

Die 3. JahresgebUhr fUr die Annieldung in Höhe von DM 430,--

wurde am 31. Januar 1983 fällig und am 29. Juli 1983 nebst 
Zuschlag von DM 43,-- gezahit. 

Am 4. August 1982 wurde mm europaischen Patentblatt auf die 
Veröffentlichung des europischen Recherchenberichts hinge- 

'wiesen. Dementsprechend lief die Frist zur Stellung des 
PrUfungsantrags am 4. Februar 1983 ab. Vor diesem Tag wurde 
weder PrUfungsantrag gesteilt, noch die GebUhr hierfUr ge-
zahit. Ein Prtifungsantrag ging erst am 30. Mrz 1983 em 
und die GebUhr von DM 1.980,-- wurde am 05. April 1983 (am 
letzten Tag der Nachfrist nach Regel 85 b EPU), jedoch ohne 
die ZuschlagsgebUhr, bezahit. 

Die Eingangsstelle traf am 8. August 192' eine Entscheidung 
nach Regel 69 (2) EPU. Darin stelite sie fest, daB die An-
meldung wegen Nichtzahlung der PrUfungsgebUhr als zurUck-
genonunen gelte. Die Zurechnung der BenennungsgebUhren durch 

die Feststellung vom 22. Juni 194'  sei rechtskräftig gewor- 

den, da der BeschwerdefUhrer eine Entscheidung nach Regel 
69 (2) EPU nicht beantragt habe. 
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VI. Am 12. Oktober 1983 legte der BeschwerdefUhrer unter Eiri- 	* 

zahiung der GebUhr Beschwerde em. Eine Begrtindung folgte 
am 8. Dezeinber 1983. Durch einen Zwischenbescheid des Be-

richterstatters vom 24. Februar 1984 und an].äi3lich zweier 
Telefonanrufe des BeschwerdefUhrers an den Berichterstatter 

wurde dem BeschwerdefUhrer die Sach- und Rechtslage erläu-
tert. Der BeschwerdefUhrer beantragt die Aufhebung'der an-
gefochtenen Entscheidung sowie hilfsweise die Rilckzahlung 
aller GebUhren und die "Neuzulassung" des Patentantrags. 

EntscheidungsgrUnde 

Die Beschwerde entspricht den Artikein 106 bis 108 und der 

Regel 64 EPU; sie ist daher zulässig. 

Wegen Versäumung der Prufungsantragsfrist gilt die Patent-
anmeldung mit Ablauf des 4. Januar 1983 als zurUckgenornrnen. 
Die hierfUr mal3gebende Tatsache (verspätete Zahiung der Ge-

bUhr ohne den notwendigen Zuschlag) wird vom BeschwerdefUh-
rer nicht in Frage gestelit, ebensowenig wie die Rechtsla-

ge, daB eine Wiedereinsetzung nicht möglich ist. 

Eine "Neuzulassung" der Patentanmeldung in der Weise, daB 
einer neuen Anineldung der Erfindung die Priorität der alten 
Anmeldung zuerkannt wird, ist nicht moglich. Einer Neuan-
meldung derselben Erfindung steht die Veroffentlichung der 
alten Anmeldung nach Artikel 54 EPU patenthindernd im Weg. 
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Die vorliegende Beschwerdeentscheidung ist im Ubrigeri eine 

Entscheidung Uber die RUckzahlung von Gebtthren. Der Be-

schwerdefUhrer hat die RUckzahlung aller GebUhren bean-

tragt. 

Nicht zurUckgezahlt werden können, weil fällig gewprden und 

bezahlt: Die AnmeldegebUhr, die AnspruchsgebUhren, die Re-

cherchengebUhr wie auch die BenennungsgebUhr für die 

Bundesrepublik Deutschland, da sie rechtzeitig in Höhe von 

DM 225,-- unter Nachzahlung des Fehlbetrags in Höhe von 

DM 35,-- entrichtet wurde. 

RUckzahlbar ist die PrUfungsgebUhr von DM 1.980,--, deren 

nicht rechtzeitige Zahiung bewirkt hat, daB die Patentan-

meldung mit Ablauf des 4. Februar 1983 als zurUckgenoinmen 

gilt. Dieser Rechtsverlust wird mit der Zustellung der vor-

liegenden Entscheidung 'an den BeschwerdefUhrer r.echtskräf-

tig. 

RUckzahlbar ist die 3. JahresgebUhr in Höhe von DM 430,--

nebst Zuschlag von DM 43,--. Zwar war die JahresgebUhr vor 

dem Tag, von dem ab die Patentanmeldung als zurUckgenonunen 

gilt (4. Februar 1983) fällig, sie wurde jedoch mit Zu-

schiag erst danach und somit ohne Rechtsgrund gezahit. 

RUckzahlbar 1st auch der Betrag von DM 2.340,--, der nach 

Feststellung der Eingangsstelle von 22. Juni 1982 sechs 

Vertragsstaaten als BenennungsgebUhr mit Zuschlag in der 

Arinabme zugerechnet wurde, daB die Zahiung nicht mehr 

innerhalb der Grundfrist, sondern erat innerhalb der zu-

schlagspflichtigen Nachfrist erfolgte. 
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Diese Feststellung der Eingangsstelle vom 22. Juni 1982 
konnte noch nicht die Entscheidung der Juristischen 

Beschwerdekannner J 23/82 vorn 28. Januar 1983 (Amtsbl. EPA 
1983, 127) berticksichtigen. Dort (Leitsatz III) ist gesagt, 
dai3 bei einer Zurechnung von BenennungsgebUhren dent Em-
zahier vor Anwendung von Art. 9 (2) GebO zunächst in Anwen-
dung von Art. 7 (2) GebO die Moglichkeit der Auswal-il gege-
ben werden mul3. 

Weder hat das EPA den Anmelder ausdrUcklich zu einer Aus-
wahi aufgefordert noch hat er eine Auswahl vorgenoirunen. Er 
liel3 vielmehr nach der genannten Feststellung der Eingangs-
stelle am 23. Juli 1982 durch seine Bank auf seine "Veran-
lassung" Unterlagen einreichen, mit denen dargelegt werden 
solite, da3 die Zahlung der BenennungsgebUhren noch inner-

haib der Grundfrist erfolgte. Die Vorlage dieser Unterlagen 

durch die Bank auf "Veranlassung" des BeschwerdefUhrers 
stellt die Feststellung der Eingangsstelle vom 22. Juni 
1982 in ihrer Voraussetzung (Versptung) in Frage und ist 
daher als Antrag auf Erlal3 einer Entscheidung nach Regel 69 
(2) EPU zu werten. Die Zurechnung der BenennungsgebUhren 
ist daher noch nicht wirksain erfolgt. 

Da die Anmeldung inzwischen als zurUckgenonunen gilt, können 
ihr nunmehr die gezahiten GebUhren nicht mehr nach Art. 7 
(2) und 9 (2) GebO zugerechnet werden. Die GebUbren sind 
daher zurUckzuzahlen. 

9. Die BeschwerdegebUhr ist nicht rilckzahlbar, weil die Vor-
aussetzungen von Regel 67 EPU nicht vorliegen. 
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Formel der Entscheidung 

Aus diesen GrUnden wird wie folgt entschiederi: 

Die Beschwerde wird zurUckgewiesen. 

Die RUckzahlung folgender GebUhren wird angeordnet: 

PrUfungsgebUhr DM 1.980,--, 3. Jahresgebllhr DM 430,--, 

Zuschlag hierzu DM 43,--, BenennungsgebUhren DM 2.340,--. 

flu Ubrigen wird der Antrag auf RUckzahlung der GebUhren 

abgelehnt. 

Der Geschäftsstellenbeaxnte: 	Der Vorsitzende: 
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